
Die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts
XX Die Regelleistungen sind nicht 

mit dem Grundgesetz vereinbar.
XX Die bisherigen Regelungen blei-

ben bis zur Neuregelung weiter 
anwendbar.
XX Das Grundrecht auf ein men-

schenwürdiges Existenzmini-
mum sichert die Vorausset-
zungen für die physische Exi-
stenz und für ein Mindestmaß 
an Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben.
XX Für die Ermittlung der Regel-

sätze hat der Gesetzgeber alle 
existenznotwendigen Aufwen-
dungen realitätsgerecht zu be-
messen. Die Methoden und Be-
rechnungsschritte sind nach-
vollziehbar offenzulegen.
XX Die Festsetzung der Kinderre-

gelsätze beruht auf einer frei-
händigen Setzung ohne ir-
gendeine empirisch-metho-
dische Fundierung.
XX Die Anpassung der Regelsätze 

anhand des aktuellen Renten-
werts ist sachwidrig.
XX Es fehlt eine Regelung für unab-

wendbaren, laufenden, beson-
deren Bedarf.
XX Allerdings lässt sich nicht fest-

stellen, dass der Gesamtbetrag 
der festgesetzten Leistungen 
unzureichend ist.

Wichtige Sonderregelung
XX Nur ausnahmsweise können be-

reits vor der gesetzlichen Neu-
regelung Ansprüche für beson-
dere Bedarfe geltend gemacht 
werden. 

Interview mit Hans-Jürgen Urban, 
geschäftsführendes Vorstands-
mitglied der IG Metall, zum Hartz 
IV-Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts

 Erwerbsloseninitiativen, 
Sozialverbände und Gewerk-
schaften begrüßen das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts. 
Danach sind alle Hartz IV-Regel-
leistungen nicht verfassungsge-
mäß. Kommt es nun zu deutlich 
höheren Regelsätzen?

Urban: Einen solchen Automatis-
mus gibt es leider nicht. Das Bun-
desverfassungsgericht sagt nicht, 
dass die Regelsätze offensichtlich 
unzureichend sind. Aber es sagt: 
Die Berechnung ist nicht nach-
vollziehbar. Bei den Kinder-Regel-

sätzen sind ganze Bereiche des 
speziellen Bedarfs nicht berück-
sichtigt worden. Die jährliche 
Anpassung der Regelsätze an 
die – schlechte – Entwicklung der 
Renten sei ebenfalls nicht akzep-
tabel und es müsse auch andere 
Möglichkeiten geben, zusätz-
lichen Bedarf geltend zu machen.

 Es mehren sich die Stim-
men, die verkünden, dass auch 
eine Regelsatzsenkung denk-
bar wäre. Guido Westerwelle 
warnt angesichts einer möglichen 
Regelsatzerhöhung gar vor »spät-
römischer Dekadenz«.
Urban: In der Tat: Einige aus 
Union und FDP versuchen die Vor-
gaben des Bundesverfassungs-
gerichts umzumünzen, um eine 
Senkung der Regelsätze zu propa-
gieren. Ich halte das für zynisch. 
Zu Entgleisungen, wie denjenigen 
von Herrn Westerwelle, kann man 
nur sagen: Das stellt die Debatte 
auf den Kopf. Die Dekadenz im 
alten Rom war keine Sache der 
Tagelöhner, Handwerker und 
Sklaven. Das Problem war das 
verantwortlungslose Treiben der 
reichen Elite. Hartz IV hat nichts 
mit Dekadenz zu tun, sondern ist 
bittere Realität für ganz unter-
schiedliche Menschen – etwa für 
Alleinerziehende ohne Kinderbe-
treuung, arbeitslose Akademiker, 
ältere Arbeitslose ohne Aussicht 
auf eine neue Tätigkeit oder pre-

Hans-Jürgen Urban, geschäftsführendes Vorstands- 
mitglied der IG Metall, ist unter anderem für die 
Arbeitsmarktpolitik zuständig.

Hartz IV ist gescheitert !
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Anlässlich des »fünfjährigen 
Jubiläums« von Hartz IV, der 
anstehenden Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zu 
den Regelsätzen und der be-
vorstehenden Landtagswahl 
in Nordrhein-Westfalen ist 
eine Debatte um Hartz IV ent-
brannt. Zudem gibt es einen 
objektiven Problemdruck. Es 
besteht die Gefahr, dass infolge 
der Krise die Zahl von Hartz IV-
Bezieherinnen und -Beziehern 
wachsen und der Druck auf die 
Belegschaften zunehmen wird.

Hartz IV ist gescheitert
Auch wenn viele Faktoren zur ak-
tuellen Lage auf den Arbeitsmarkt 
beigetragen haben, ist nach fünf 
Jahren deutlich: Hartz IV hat kei-
nen nachhaltigen Beitrag zum Ab-
bau der Arbeitslosigkeit geleistet, 
es hat die vorhanden Probleme 
verschärft und neue geschaffen.

Arbeitslosigkeit bleibt hoch: Das 
von der Hartz-Kommission ange-
strebte Ziel der Halbierung der re-
gistrierten Arbeitslosigkeit wur-
de nicht erreicht. Ein Vergleich der 
Wirtschaftszyklen vor und nach 
dem Jahr 2005 zeigt, dass eine po-
sitive Wirkung der Reformen zwei-
felhaft ist.

Hartz IV leistet der Ausbreitung 
prekärer Beschäftigung und Nied-
riglöhnen Vorschub: Hartz IV ist ein 
wesentlicher Teil der arbeitsmarkt-
politischen Veränderungen der 
letzten Jahre, die zu einer Prekari-
sierung der Arbeitswelt und beige-
tragen haben.

Die Ausstiegsperspektiven aus 
Hartz IV sind schlecht und pre-
kär: Der Ausstieg aus Hartz IV ge-
lingt nur wenigen. Die Abgänger 
arbeiten oftmals zu Niedriglöhnen 
und in Jobs unter ihrer Qualifikati-

on. Vielfach findet eine Vermittlung 
in Leiharbeit statt.

Hartz IV befördert Armut: Hartz IV 
hat zur Ausweitung von »Armut 
trotz Arbeit« beigetragen. Es ge-
währleistet den Betroffenen ins-
gesamt keine menschenwürdige 
Existenz. Durch die in den Regel-
sätzen enthaltenen Pauschalie-
rungen wurde ein beträchtlicher 
Teil sogar schlechter gestellt. Über-
dies wird Hartz IV die Ausweitung 
von Altersarmut massiv befördern.

Fazit: Hartz IV ist eine Zumutung 
für die Betroffenen und Türöffner 
für Lohndumping!

Reformvorschläge 
Leistungen müssen bedarfsge-
recht gestaltet, Zumutungen müs-
sen beendet werden. Notwendig 
ist ein Schutz vor Lohndumping. 
Ein Abrutschen in Hartz IV muss 
vermieden werden.

1. Hartz IV vermeiden
XX Die DGB-Forderung nach einem 
Überbrückungsgeld nach Aus-
laufen des Anspruchs auf Ar-
beitslosengeld I ist sinnvoll: in 
der Krise bedarf es Maßnah-
men, die das Abrutschen in 
Hartz IV vermeiden.
XX Im Zentrum der Arbeitsförde-
rung müssen längerfristige 
Maßnahmen stehen, die sozi-
alversicherungspflichtig abge-
sichert sind und auf eine nach-
haltige Vermittlung zielen.
XX Die Verlängerung der Rahmen-
frist auf drei Jahre würde vielen 
befristet und instabil Beschäf-
tigten einen Anspruch auf Alg I 

Für ein sozialstaatliches Leistungsrecht statt Hartz IV!
Diskussionspapier des Funktionsbereichs Sozialpolitik vom 4. Februar 2010:
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sichern. Dies verhindert ein Ab-
rutschen in Hartz IV.

2. Leistungen bedarfsgerecht 
und existenzsicher gestalten
XX Die IG Metall fordert, wie auch 
der Paritätische Wohlfahrtsver-
band, die Anhebung des Regel-
satzes auf 440 Euro. Überdies 
muss das Berechnungsmodell 
der Bundesregierung grund-
sätzlich bedarfsorientiert refor-
miert werden.
XX Notwendig sind zudem eigen-
ständige, bedarfsgerechte Re-
gelsätze für Kinder.
XX Außerdem müssen einmalige 
Leistungen wieder eingeführt 
werden.
XX Die Fortschreibung der Regel-
satzhöhe muss künftig an die 
Lohn- und Gehaltsentwicklung 
gebunden werden.
XX Die IG Metall fordert in ihrem 
»Neuen Generationenvertrag« 
eine Anhebung der Abführun-
gen zur Rentenversicherung auf 
Basis von 75 Prozent des Durch-
schnittseinkommens. So ent-
steht ein zusätzlicher monatli-
cher Rentenanspruch in Höhe 
von etwa 20 Euro.
XX Statt eines gesonderten Schon-
vermögens für die Alterssiche-
rung sollte der Schonbetrag ge-
nerell auf 900 Euro pro Lebens-
jahr angehoben werden.
XX Es muss ein Konzept für eine stär-
kere Individualisierung des Alg II-
Anspruchs entwickelt werden.

3. Zumutungen beenden – 
vor Lohndumping schützen
XX Es braucht neue Zumutbarkeits-
regelungen, die vor Lohndum-

ping schützen, anstatt es zu be-
fördern. 
XX Sanktionen beim Arbeitslosen-
geld I und Arbeitslosengeld II 
dürfen nur so bemessen sein, 
dass das soziokulturelle Exi-
stenzminimum nicht unter-
schritten wird.

XX Die aktuellen Vorschläge zur An-
hebung der Hinzuverdienstgren-
zen sind nicht akzeptabel. Sie 
bieten keine Perspektive, Men-
schen in existenzsichernde Be-
schäftigung zu vermitteln, son-
dern steigern vielmehr den Lohn-
druck auf dem Arbeitsmarkt.

Für ein sozialstaatliches Leistungsrecht statt Hartz IV!
Diskussionspapier des Funktionsbereichs Sozialpolitik vom 4. Februar 2010:
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*Die kleinere Stichprobe in Welle 2 begründet sich
durch Panelausfall und dadurch, dass weniger Personen
aktiv Arbeit suchen sowie durch mehr fehlende
Werte in den Variablen.

Fazit: Wir brauchen einen arbeitsmarktpolitischen Neustart

Hartz IV ist auf ganzer Linie ge-
scheitert. Hartz IV hat nicht zu 
einem nachhaltigen Abbau der Ar-
beitslosigkeit, sondern zu einer 
Ausweitung und Verfestigung des 
Niedriglohnsektors beigetragen. 
Belegschaften wurden erpress-
barer und das Leistungsniveau ist 
unzureichend. Notwendig ist eine 
Neuausrichtung der Arbeitsmarkt-
politik. Sie muss dazu beitragen, 
unterwertige Beschäftigung zu 
vermeiden, das Arbeitskräftepo-
tenzial zu fördern und bei Erwerbs-
losigkeit den Lebensstandard zu 
sichern und Armut zu vermeiden. 

Wesentlicher Bestandteil eines ar-
beitsmarktpolitischen Neustarts 
ist ein sozialstaatliches Leistungs-
recht für Langzeitarbeitslose statt 
Hartz IV.

Es ist notwendig, sich aktiv in die 
Auseinandersetzung um Hartz IV 
und die gesamte Arbeitsmarktpo-
litik einzumischen. Es gilt, die For-
derungen im Betrieb und in der Öf-
fentlichkeit zur Debatte zu stellen 
und gemeinsam mit dem DGB, den 
Sozialverbänden und Initiativen 
auf einen Neustart in der Arbeits-
marktpolitik zu drängen.
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kär Beschäftigte, die aufstockend 
Hartz IV benötigen. Das Grund-
problem ist: Es fehlen schlicht 
existenzsichernde Arbeitsplätze. 
Herr Westerwelle diffamiert den 
schwächsten Teil der Bevölkerung 
und versucht, Menschen mit nied-
rigem oder mittlerem Arbeitsein-
kommen gegen Sozialleistungsbe-
zieher auszuspielen.

 Wieso engagiert sich die 
IG Metall in der Frage der Regel-
sätze? Zumindest auf den ersten 
Blick scheint dies für ihr Kernkli-
entel doch von untergeordneter 
Bedeutung.
Urban: Wir engagieren uns nicht 
nur in der Frage der Regelsätze, 
es geht insgesamt um den Sozi-
alstaat. Die Höhe der Arbeitslo-
senunterstützung ist zum einen 
eine grundsätzliche Frage eines 

solidarischen Miteinanders in 
der Gesellschaft. Alle Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer kön-
nen in die Situation kommen, auf 
Arbeitslosengeld I oder II ange-
wiesen zu sein. Hinzu kommt: 
Die Höhe solcher Sozialleistun-
gen und die Bedingungen, unter 
denen Menschen verpflichtet 
sind, Arbeit anzunehmen, haben 
massive Rückwirkungen auf das 
Lohnniveau. Wenn immer mehr 
Arbeitslose verpflichtet werden, 
zu Billiglöhnen ihre Arbeit zu ver-
richten, verschärft sich die Konkur-
renz. Auch viele Beschäftigte sind 
dann gezwungen, ihre Arbeits-
kraft billiger anzubieten. Deshalb 
haben Beschäftigte und Arbeits-
lose ein gemeinsames Interesse 
an angemessenen Sozialleistun-
gen.

 Wie schätzt du die Entwick-
lung nach dem Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts ein?
Urban: Die Regelsätze sind ein 
wichtiger Baustein von Hartz IV: 
Dadurch, dass die Regelsätze für 
verfassungswidrig erklärt wurden, 
ist Hartz IV eine wichtige Grund-
lage entzogen. Ich meine: Hartz 
IV ist gescheitert. Wir brauchen 
nun einen arbeitsmarktpolitischen 
Neustart.

 Was fordert die IG Metall?
Urban: Wir wollen ein sozialstaat-
liches Leistungsrecht statt Hartz 
IV. Dazu gehören im ersten Schritt 
Regelsätze in Höhe von 440 Euro.

Überdies benötigen wir auch 
Regelsätze für Kinder, die nach 
Bedarfsgesichtspunkten ermit-
telt wurden. Hier orientieren wir 
uns ebenfalls an den Forderungen 
des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bandes.

Und wir brauchen in Zukunft wie-
der Zumutbarkeitsregelungen, die 
vor Lohndumping schützen anstatt 
es zu befördern. Unsere Vorstel-
lung ist ein doppelter Schutz. Wir 
brauchen einen Qualifikations-
schutz und einen Entgeltschutz im 
Recht der Zumutbarkeitsregelung. 
Und hinsichtlich Sanktionen muss 
gelten: Niemand darf so sanktio-
niert werden, dass das soziokultu-
relle Existenzminimum beschädigt 
wird. Das ist eine Frage der Würde. 

 Herzlichen Dank für das 
Gespräch.

»Wer dem Volk anstrengungslosen Wohlstand verspricht, lädt zu spätrö-
mischer Dekadenz ein.« Guido Westerwelle in: Die Welt, 11.02.2010. Foto: 
dpa/PictureAlliance.


